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Wohnungsgenossenschaft Duisburg-Süd 

Nachbarschaftshilfe e.V.

Vereinssatzung

Die vorliegende Satzung wurde am 31.03.2001 von der Mitgliederver-
sammlung beschlossen und am 19.06.2001 in das Vereinsregister un-
ter der Registernummer VR 3949 eingetragen.
Der Verein ist wegen Förderung der Altenhilfe nach Abschnitt A Nr. 2
der Anlage 1 zu § 48 EStDV als gemeinnützig anerkannt und ist be-
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rechtigt, für Spenden und Mitgliedsbeiträge Zuwendungsbestä-
tigungen auszustellen.
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Satzung des Vereins
In dieser Satzung gelten grammatikalisch maskuline Personenbezeichnungen 
gleichermaßen für Personen weiblichen und männlichen Geschlechts.

I. Name und Sitz des Vereins

§ 1

Name und Sitz

Der Verein trägt den Namen

„Wohnungsgenossenschaft Duisburg-Süd

Nachbarschaftshilfe e.V.“

Er hat seinen Sitz in Duisburg.

Er ist in das Vereinsregister eingetragen.

II. Gegenstand des Vereins

§ 2

Gegenstand 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige
Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-
gabenordnung.

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung der Altenhilfe.

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht durch die Betreuung hilfs- und
pflegebedürftiger Menschen, um eine eigenständige Lebensführung
in der vertrauten Umgebung auch bei Krankheit, Alter und Gebrech-
lichkeit noch lange zu ermöglichen.

Insbesondere bietet der Verein folgende Dienste an:

- die Information über ambulante, soziale und mobile Dienste,
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sowie deren Vermittlung, Koordination und Durchführung,

- die Beratung über die Finanzierung der Pflege,
- die Vermittlung von Pflegehilfsmitteln,

- die Beratung über die gestalterische und bauliche Anpassung von
Wohnungen und Wohnumfeld an die Anforderungen und Bedürfnis-
se im Alter sowie deren Durchführung,

- die Initiierung und Förderung von Selbst- und Nachbarschaftshilfe,

- den Bau und die Unterhaltung von Nachbarschaftswohnungen und
-häusern, Kurzzeitpflege-, Kranken- und Altenwohnungen, Tages-
stätten.

(4) Aus den Aufgaben des Vereins ergibt sich unabhängig von der 
Mitgliedschaft bei dem Verein das Recht von Personen auf die 
Inanspruchnahme von Dienstleistungen und Einrichtungen des 
Vereins nach den dafür getroffenen Bestimmungen.

(5) Eine Steuer- und Rechtsberatung durch den Verein ist ausgeschlos-
sen.

§ 3
Verbandsmitgliedschaft

Der Verein wird die Mitgliedschaft im PARITÄTISCHEN Wohlfahrts-
verband (DPWV) beantragen.

§ 4
Selbstlosigkeit

(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke.  Für die Inanspruchnahme der Leistungen und
Einrichtungen soll der Verein kostendeckende Preise bilden.

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke ver-
wendet werden.  Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ih-
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rer Eigenschaft als Mitglieder auch keine Zuwendungen aus Mitteln
des Vereins.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem gesetzten Zweck des
Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen
begünstigt werden.

(3) Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung
oder Aufhebung des Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens.

III.  Mitgliedschaft

§ 5
Mitglieder

(1) Mitglieder können werden:

a) Einzelpersonen,

b) Personengesellschaften des Handelsrechts sowie juristische Per-
sonen des privaten und öffentlichen Rechts, die die Ziele des Ver-
eins (§ 2) unterstützen.

(2) Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann die Ehrenmit-
gliedschaft einzelnen Personen verliehen werden, die sich besondere
Verdienste bei der Unterstützung des Vereinszwecks erworben haben.

§ 6
Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es eines an den Vorstand ge-
richteten schriftlichen Aufnahmeantrages, der Vor- und Familienna-
men, Geburtsdatum und Anschrift des Bewerbers enthält. Über die Auf-
nahme beschließt der Vorstand.

Das Ergebnis der Entscheidung wird dem Bewerber schriftlich mitge-
teilt.  Lehnt der Vorstand die Aufnahme ab, kann innerhalb eines Mo-
nats vom Tage des Zugangs einer ablehnenden Entscheidung durch
eingeschriebenen Brief an den Vorstand Widerspruch eingelegt wer-
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den.  Der Mitgliederausschuss entscheidet nach Anhörung des Vor-
standes endgültig. Die Gründe für eine Ablehnung brauchen nicht be-
kanntgegeben zu werden.
(2) Sofern vom Mitglied nicht anders gewünscht, beginnt die Mitglied-
schaft am 1. des folgenden Monats, nachdem die Beitrittserklärung ein-
gegangen ist.

(3) Dem aufgenommenen Mitglied ist eine Satzung auszuhändigen.

§ 7
Mitgliedsbeiträge

Der Mitgliedsbeitrag wird von der Mitgliederversammlung festgesetzt.
Der Mindestbeitrag beträgt 18,00 €/Euro jährlich (monatlich 1,50 €/
Euro). Er wird in zwei Teilbeträgen am 1. Januar und am 1. Juli eines
jeden Jahres zur Zahlung im Voraus fällig und mittels Lastschrift ein-
gezogen.

§ 8
Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch:

a) Kündigung,

b) Tod,

c) Auflösung oder Erlöschen einer juristischen Person oder einer Per-
sonengesellschaft des Handelsrechts,

d) Ausschluss.

§ 9
Kündigung der Mitgliedschaft

(1) Das Mitglied kann zum 30. Juni und 31. Dezember eines jeden Jah-
res durch Kündigung seinen Austritt aus dem Verein gegenüber dem
Vorstand erklären.
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(2) Die Kündigung muss mindestens 1 Monat vorher schriftlich zuge-
gangen sein.
§ 10
Beendigung der Mitgliedschaft im Todesfall

Stirbt ein Mitglied, so endet die Beitragszahlung nach Kenntnisnahme
vom Ableben des Mitgliedes zum Ende der Beitragsperiode.

§ 11
Beendigung der Mitgliedschaft durch Auflösung oder Erlö-
schen einer juristischen Person oder Handelsgesellschaft

Wird eine juristische Person oder eine Handelsgesellschaft aufgelöst
oder erlischt sie, so endet die Beitragszahlung nach schriftlicher Mit-
teilung über das Erlöschen oder die Auflösung zum Ende der Beitrags-
periode.

§ 12
Ausschließung eines Mitgliedes

(1) Ein Mitglied kann mit sofortiger Wirkung aus dem Verein ausge-
schlossen werden,

a) wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung unter Andro-
hung des Ausschlusses nicht die ihm nach der Satzung des Vereins
obliegenden Verpflichtungen erfüllt oder trotz Mahnung mit dem Bei-
trag 6 Monate im Rückstand bleibt,

b) wenn es durch vereinswidriges Verhalten schuldhaft das Ansehen,
die Ziele, die Interessen oder die wirtschaftlichen Belange des Ver-
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eins oder seiner Mitglieder schädigt oder zu schädigen versucht,

c) wenn über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet wird,

d) wenn die satzungsgemäßen Voraussetzungen für die Aufnahme in
den Verein nicht vorhanden waren oder nicht mehr vorhanden sind.

(2) Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Dem aus-
zuschließenden Mitglied ist vorher die Möglichkeit zu geben, sich zu
dem Ausschluss zu äußern.
(3) Der Ausschließungsbeschluss ist dem Ausgeschlossenen unver-
züglich vom Vorstand durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen.  Vom
Zeitpunkt der Absendung des Briefes an ruhen sämtliche Rechte aus
der Mitgliedschaft.

(4) Der Ausschluss wird wirksam, wenn der Ausgeschlossene nicht in-
nerhalb eines Monats nach Eingang des Ausschließungsbeschlusses
durch einen an den Vorstand gerichteten eingeschriebenen Brief ge-
gen den Ausschluss Widerspruch einlegt. Über den Widerspruch ent-
scheidet der Mitgliederausschuss.

(5) Der Mitgliederausschuss wird gebildet

a) aus 3 ständigen Mitgliedern, die von der Mitgliederversammlung 
auf die Dauer von 3 Jahren gewählt werden. Die Mitgliederversamm-
lung wählt außerdem Stellvertreter, die bei zeitweiliger oder dauern -
der Verhinderung der ständigen Mitglieder tätig werden.

b) Er ist beschlussfähig, wenn der Mitgliederausschuss mit 3 Mitglie-
dern besetzt ist.

(6) In dem Verfahren vor dem Mitgliederausschuss sind die Beteiligten
zu hören. Über die Verhandlungen und die Entscheidung ist eine Nie-
derschrift anzufertigen. Der Mitgliederausschuss entscheidet mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der Beschluss ist mit Gründen
zu versehen. Die Niederschrift und der Beschluss sind vom Vorsitzen-
den und den beteiligten Mitgliedern des Mitgliederausschusses zu un-
terzeichnen. Bestätigt der Mitgliederausschuss die Ausschließung ei-
nes Mitgliedes, so ist diese sofort wirksam.  Der Beschluss ist dem Be-
troffenen unverzüglich vom Vorstand durch eingeschriebenen Brief
mitzuteilen.
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(7) Ein Mitglied des Vorstandes kann erst ausgeschlossen werden,
wenn die Mitgliederversammlung die Abberufung beschlossen hat.
IV. Rechte und Pflichten der Mitglieder

§ 13
Rechte der Mitglieder

(1) Alle Mitglieder haben gleiche Rechte.

(2) Sie üben diese in Angelegenheiten des Vereins gemeinschaftlich
durch Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung aus.

(3) Das Mitglied ist aufgrund der Mitgliedschaft vor allem berechtigt,

a) die angebotenen Serviceleistungen zu nutzen,

b) das Stimmrecht in der Mitgliederversammlung auszuüben, sofern
die Teilnahme nicht gemäß § 12 Abs. 3 ausgeschlossen ist,

c) in einer vom zehnten Teil der Mitglieder unterschriebenen Eingabe
die Einberufung einer Mitgliederversammlung oder die Ankündigung
von Gegenständen zur Beschlussfassung in einer bereits einberu-
fenen Mitgliederversammlung gemäß § 17 zu fordern,

d) Auskunft in der Mitgliederversammlung zu verlangen,

e) Einsicht in die Niederschrift über die Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlung sowie in den in der Geschäftsstelle ausgelegten Vermö-
gensstatus und den Jahresbericht des Vorstandes zu nehmen,

f) den Austritt aus dem Verein zu erklären.

§ 14
Pflichten der Mitglieder

(1) Alle Mitglieder haben die gleichen Pflichten.

(2) Aus der Mitgliedschaft ergibt sich die Verpflichtung zur Beitragszah-
lung. Die Beiträge werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt.
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(3) Ehrenmitglieder treffen keine finanziellen Beitragspflichten.
(4) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Vereinszweck zu fördern und alles
zu unterlassen, was das Ansehen des Vereins gefährden könnte.

(5) Die Änderung des Namens oder der Anschrift ist dem Vorstand 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

V. Organe des Vereins

§ 15
Organe

(1) Der Verein hat als Organe

-  die Mitgliederversammlung,

-  den Vorstand.

(2) Die Organe des Vereins sind verpflichtet, die Kosten des Geschäfts -
betriebs nach den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Geschäfts-
führung leistungsbezogen auszurichten.

(3) Mitglieder des Vorstandes dürfen in Angelegenheiten des Vereins
keine für sie gewinnbringende Tätigkeit ausüben.

§ 16
Mitgliederversammlung

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung muss spätestens bis zum
30. November eines jeden Jahres stattfinden.

(2) Der Vorstand hat der ordentlichen Mitgliederversammlung den Jah-
resbericht, den Vermögensstatus und die Erfolgsrechnung vorzulegen.

(3) Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind vom Vorstand ein-
zuberufen, wenn es nach § 17 verlangt wird oder im Interesse des Ver-
eins erforderlich ist.  Dies ist besonders dann anzunehmen, wenn die
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Einberufung zur Besprechung des Prüfungsergebnisses oder zur Er-
örterung der Lage des Vereins notwendig ist.
(4) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme.  Das
Mitglied kann sein Stimmrecht nur persönlich ausüben.

(5) Das Stimmrecht von juristischen Personen wird durch ihre gesetz-
lichen Vertreter, das Stimmrecht von Personenhandelsgesellschaften
durch zur Vertretung ermächtigte Gesellschafter ausgeübt.

(6) Niemand kann für sich das Stimmrecht ausüben, wenn darüber Be-
schluss gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten
oder von einer Verbindlichkeit zu befreien ist oder ob der Verein gegen
ihn einen Anspruch geltend machen soll.

§ 17
Einberufung der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung wird in der Regel vom Vorstand einbe-
rufen.

(2) Die Einladung zur Mitgliederversammlung erfolgt unter Angabe der
Gegenstände der Tagesordnung durch eine den Mitgliedern zuge -
gangene schriftliche Mitteilung.  Die Einladung ergeht vom Vorstand.
Zwischen dem Tag der Absendung der Einladung und dem Tag der 
Mitgliederversammlung muss ein Zeitraum von mindestens 10 Tagen
liegen.  Dabei wird der Tag der Absendung und der Tag der Mitglieder-
versammlung nicht mitgezählt.

(3) Die Mitgliederversammlung muss unverzüglich einberufen werden,
wenn der zehnte Teil der Mitglieder dies in einer von ihnen unterschrie-
benen Eingabe unter Anführung des Zweckes und der Gründe ver-
langt. Fordert der zehnte Teil der Mitglieder rechtzeitig (Abs. 4 Satz 2)
in gleicher Weise die Beschlussfassung über bestimmte, zur Zustän-
digkeit der Mitgliederversammlung gehörende Gegenstände, so müs-
sen diese auf die Tagesordnung gesetzt werden.

(4) Beschlüsse können nur über Gegenstände der Tagesordnung 
gefasst werden. Nachträglich können Anträge auf Beschlussfassung
gemäß Abs. 3, soweit sie zur Zuständigkeit der Mitgliederversammlung
gehören, aufgenommen werden, wenn sie spätestens 3 Tage vor der
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Mitgliederversammlung durch schriftliche Mitteilung dem Vorstand be-
kannt gemacht worden sind.
Der in der Mitgliederversammlung gestellte Antrag auf Einberufung ei-
ner außerordentlichen Mitgliederversammlung braucht nicht angekün-
digt zu werden.

(5) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Über die Zulassung
von Gästen entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher
Mehrheit.

§ 18
Leitung der Mitgliederversammlung und Beschlussfassung

(1) Die Leitung der Mitgliederversammlung hat der Vorsitzende des
Vorstandes oder bei seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsit-
zende.  Sind beide verhindert, leitet ein anderes Mitglied des Vorstan-
des die Versammlung.  Der Versammlungsleiter ernennt einen Schrift-
führer sowie die Stimmenzähler.

(2) Abstimmungen erfolgen nach Ermessen des Versammlungsleiters
durch Handerheben oder Aufstehen.  Auf Antrag kann die Mitglieder-
versammlung mit einfacher Mehrheit beschließen, geheim durch
Stimmzettel abzustimmen.  Bei der Beschlussfassung zu der Satzung
ist durch Stimmzettel geheim abzustimmen, wenn dies auf Antrag ei-
nes Mitgliedes mit einem Zehntel der abgegebenen Stimmen be-
schlossen wird.

(3) Für die Feststellung, ob ein Beschluss zustande gekommen ist,
werden nur die abgegebenen Stimmen gezählt.  Stimmenthaltungen
werden nichtberücksichtigt.  Das gleiche gilt, wenn bei Wahlen durch
Stimmzettel unbeschriebene oder den Wahlvorschlägen nicht entspre-
chende Stimmzettel abgegeben werden.  Bei Stimmengleichheit gilt
ein Antrag als abgelehnt.

(4) Wahlen erfolgen aufgrund von Einzelwahlvorschlägen, die in der
Mitgliederversammlung zu machen sind. Das Vorschlagsrecht für die
Wahl von Vorstandsmitgliedern obliegt der gemeinsamen Sitzung von
Vorstand und Aufsichtsrat der „Wohnungsgenossenschaft Duisburg-
Süd eG“; das Vorschlagsrecht für alle weiteren Wahlvorschläge obliegt
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der Mitgliederversammlung. Es können nur einzelne Personen vorge-
schlagen werden; Listenvorschläge sind nicht zulässig.
Wird durch Stimmzettel gewählt, so ist derjenige gewählt, der mehr als
die Hälfte aller abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat, wobei
Stimmenthaltungen nicht berücksichtigt werden. Soweit diese Mehr-
heit im ersten Wahlgang nicht erreicht wird, kommen die nicht gewähl-
ten Personen, auf die Stimmen entfallen sind, in der Reihenfolge der
Stimmenzahl, die sie im ersten Wahlgang erhalten haben, erneut zur
Wahl.

Gewählt ist im zweiten Wahlgang derjenige, der die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

Erfolgt die Wahl ohne Stimmzettel, so gelten die Bestimmungen der
geheimen Wahl entsprechend.

(5) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift
anzufertigen. Sie soll den Ort und den Tag der Versammlung, den Na-
men des Vorsitzenden sowie Art und Ergebnis der Abstimmung und
die Feststellung des Vorsitzenden über die Beschlussfassung enthal-
ten.  Bei Wahlen sind die Namen der vorgeschlagenen Personen und
die Zahl der auf sie entfallenen Stimmen anzugeben. Eine Aufbewah-
rung der Stimmzettel ist nicht erforderlich. Die Niederschrift ist vom Vor-
sitzenden und den anwesenden Mitgliedern des Vorstandes und dem
Schriftführer zu unterschreiben. Die Belege über die Einberufung sind
als Anlagen beizufügen. Jedem Mitglied ist die Einsicht in die Nieder-
schrift zu gestatten. Die Niederschrift ist vom Verein aufzubewahren.

§ 19
Zuständigkeit der Mitgliederversammlung

Der Zuständigkeit der Mitgliederversammlung unterliegt die Be schluss -
fassung über:
a) den Jahresbericht des Vorstandes,

b) die Feststellung des Vermögensstatus und der Erfolgsrechnung,

c) die Entlastung des Vorstandes,
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d) die Bestellung von Prüfern für den Vermögensstatus und die Erfolgs-
rechnung,

e) die Wahl und die Abberufung von Vorstandsmitgliedern,

f) die Durchführung von Prozessen gegen Mitglieder des Vorstandes,

g) die Wahl der Bevollmächtigten zur Vertretung des Vereins in Pro-
zessen gegen Vorstandsmitglieder, soweit sich die Prozesse aus 
ihrer Tätigkeit als Vorstandsmitglieder ergeben,

h) Wahl der Kassenprüfer,

i) Wahl der Mitglieder des Mitgliederausschusses,

j) die Änderung der Satzung,

k) sonstige Gegenstände, für die die Beschlussfassung durch die Mit-
gliederversammlung gesetzlich vorgeschrieben ist,

l) die Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplanes
für das folgende Geschäftsjahr,

m) die Festlegung der Aufgaben des Vereins,

n) die Beteiligung an Gesellschaften,

o) die Beitritte zu Vereinen und Verbänden,

p) die Auflösung des Vereins gemäß § 28.

q) die Festsetzung der Höhe der Jahresbeiträge,

r) die Verleihung oder Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft nach ein-
stimmigem Vorschlag des Vorstandes.

§ 20
Mehrheitserfordernisse

(1) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit der Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz
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oder Satzung eine größere Mehrheit oder weitere Erfordernisse be-
stimmt sind.  Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl
der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.
(2) Beschlüsse der Mitgliederversammlung über

a) die Abberufung von Vorstandsmitgliedern,

b) die Änderung der Satzung,

c) die Änderung des Vereinszwecks,

d) die Auflösung oder Verschmelzung des Vereins

bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer Mehrheit von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen.

(3) Beschlüsse über die Auflösung, die Verschmelzung des Vereins so-
wie über die Übertragung seines Vermögens können nur gefasst wer-
den, wenn mindestens die Hälfte aller Mitglieder in der Mitgliederver-
sammlung anwesend ist.  Trifft das nicht zu, so ist nach mindestens 2
und höchstens 4 Wochen eine weitere Mitgliederversammlung einzu-
berufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder
mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen be-
schließen kann.

§ 21
Auskunftsrecht

(1) Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der Mitgliederversammlung vom
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten des Vereins zu geben, soweit
das zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstandes der Tagesord-
nung erforderlich ist.  Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewis-
senhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen.

(2) Der Vorstand darf die Auskunft verweigern,

a) soweit sie nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet
ist, dem Verein einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen,
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b) soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar
machen oder soweit er eine gesetzliche, satzungsgemäße oder ver-
tragliche Geheimhaltung verletzen würde.

(3) Wird einem Mitglied eine Auskunft verweigert, so kann es verlan-
gen, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert
worden ist, in die Niederschrift aufgenommen werden.

§ 22
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorstandsvorsitzenden, seinem
Stellvertreter und dem Schriftführer. Die Mitgliederversammlung kann
die Wahl von 2 weiteren Vorstandsmitgliedern als Beisitzer des Vor-
standes beschließen.  Das Vorschlagsrecht für alle Vorstandsmitglie-
der obliegt der gemeinsamen Sitzung von Vorstand und Aufsichtsrat
der „Wohnungsgenossenschaft Duisburg-Süd eG“. Die Vorstandsmit-
glieder sind ehrenamtlich tätig und müssen persönlich Mitglied des Ver-
eins sein.

(2) Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung
auf die Dauer von 3 Jahren gewählt.  Ihre Wiederwahl ist zulässig.

(3) Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf
ihrer Amtszeit solange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind und
ihre Amtstätigkeit aufnehmen können. Scheidet ein Vorstandsmitglied
vorzeitig aus, so beschränkt sich die Amtsdauer des an seiner Stelle
gewählten Vorstandsmitgliedes auf die restliche Amtsdauer des Aus-
geschiedenen.

(4) Dauernd verhinderte Vorstandsmitglieder sind durch die Mitglieder-
versammlung abzuberufen und durch Neuwahl zu ersetzen. Sinkt die
Zahl der Mitglieder des Vorstandes unter die Mindestzahl (Abs. 1) oder
unter die für die Beschlussfassung notwendige Anzahl, so muss un-
verzüglich eine Mitgliederversammlung einberufen werden, um Ersat-
zwahlen vorzunehmen.

(5) Vorstandsmitglieder dürfen nicht in einem Arbeitsverhältnis zum
Verein stehen.  Für einen im Voraus begrenzten Zeitraum kann die Mit-
gliederversammlung auf Vorschlag der gemeinsamen Sitzung von Vor-
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stand und Aufsichtsrat der „Wohnungsgenossenschaft Duisburg-Süd
eG“ einzelne Mitglieder des Vereins zu Vertretern von verhinderten
Vorstandsmitgliedern bestellen.
§ 23
Vertretungsvorstand
(1) Vorstand im Sinne des § 26 BGB ist der Vorstandsvorsitzende und
sein Stellvertreter.

(2) Jedes Mitglied des Vorstandes ist gemeinsam mit einem anderen
Vorstandsmitglied vertretungsberechtigt.

(3) Vorstandsmitglieder zeichnen für den Verein, indem sie dem Na-
men des Vereins oder der Benennung des Vorstandes ihre Namens-
unterschrift beifügen.

§ 24
Leitung und Vertretung des Vereins

(1) Der Vorstand leitet den Verein unter eigener Verantwortung. Er hat
nur solche Beschränkungen zu beachten, die Gesetz und Satzung fest-
legen.  Er hat insbesondere zu beschließen über

a) die Vorbereitung einer Mitgliederversammlung und die Aufstellung
der Tagesordnung, evtl. ihre Ergänzung,

b) die Erstellung des Jahresberichtes,

c) die Prüfung des Rechtsbestandes der Beschlüsse der Mitglieder-
versammlung sowie die Ausführung der rechtmäßigen Beschlüsse,

d) die Übermittlung eines satzungsändernden Beschlusses an das 
zuständige Finanzamt.

e) die Buchführung, die ordnungsgemäße Verwaltung und Verwen-
dung des Vereinsvermögens,

f) die Aufnahme, die Streichung sowie den Ausschluss von Mitgliedern,

g) die Bestellung oder Abberufung von Geschäftsführern und über 
Anstellungsverträge mit Geschäftsführern,
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h) die Erteilung und den Widerruf einer Prokura und über Anstellungs-
verträge mit Prokuristen,

i) die Anstellung und Kündigung von Vereinsangestellten sowie deren
Beaufsichtigung,

j) den Abschluss und die Veränderung von Betriebsvereinbarungen,

k) die Erledigung aller anfallenden Verwaltungsaufgaben,

l) die Vornahme von Satzungsänderungen, die von Justiz- oder 
Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden,

m) die Aufstellung eines Bauprogramms und seine zeitliche Durchfüh-
rung,

n) die Grundsätze für die Benutzung von Einrichtungen und die Inan-
spruchnahme von Dienstleistungen des Vereins zur Genehmigung
durch die Mitgliederversammlung,

o) den Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken und Erbbau-
rechten,

p) die Aufnahme von Darlehen,

q) die Aufstellung eines Haushaltsplanes,

r) den Bericht über die Prüfungen und die danach zu treffenden Maß-
nahmen.

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins aufgrund seiner Be-
schlüsse, die mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu fassen
sind.  Er ist mit mehr als der Hälfte seiner Mitglieder beschlussfähig.
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssit-
zungen, die vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter schriftlich
oder fernmündlich unter Einhaltung einer Frist von 10 Tagen einberufen
werden.

Beschlüsse des Vorstandes können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich
oder fernmündlich gefasst werden, wenn kein Vorstandsmitglied wider-
spricht.
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Niederschriften über Beschlüsse sind von allen anwesenden Vor-
standsmitgliedern zu unterschreiben.  Die Vollständigkeit und Verfüg-
barkeit der Niederschriften ist sicherzustellen.
(3) Ist eine Willenserklärung gegenüber dem Verein abzugeben, so ge-
nügt die Abgabe gegenüber einem Vorstandsmitglied.

(4) Der Vorstand kann gemäß § 30 BGB einzelne Vorstandsmitglieder
oder Geschäftsführer zur Vornahme bestimmter Geschäfte oder be-
stimmter Arten von Geschäften ermächtigen.

(5) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die von jedem Mit-
glied des Vorstandes zu unterzeichnen ist.

(6) Der Vorstand kann für die Geschäfte der laufenden Verwaltung Ge-
schäftsführer bestellen.  Diese sind berechtigt, an den Sitzungen des
Vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen.  Der Vorstand hat
die Geschäftsführung zu fördern, zu beraten und zu überwachen.

(7) Der Vorstand kann aus seiner Mitte Ausschüsse bestellen, insbe-
sondere um seine Verhandlungen und Beschlüsse vorzubereiten oder
um deren Ausführung zu überwachen.

(8) Die Mitglieder des Vorstandes und seiner Ausschüsse können ihre
Obliegenheiten nicht anderen Personen übertragen. Der Vorstand
kann sich zur Erfüllung seiner Pflichten der Hilfe sachverständiger Drit-
ter bedienen.

(9) Die Verleihung einer Ehrenmitgliedschaft kann nur dann auf die Ta-
gesordnung einer Mitgliederversammlung gesetzt werden, wenn dies
der Vorstand einstimmig beschließt.

(10) Der Vorstand hat den Vermögensstatus und die Erfolgsrechnung
und einen Jahresbericht der ordentlichen Mitgliederversammlung vor-
zulegen.

§ 25
Sorgfaltspflicht des Vorstandes
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(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Amtsführung die Sorgfalt
eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters eines Vereins
anzuwenden. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse des Ver-
eins, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen
durch die Tätigkeit im Vorstand bekanntgeworden sind, haben sie Still-
schweigen zu bewahren.

(2) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind dem Verein
zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner
verpflichtet.  Ist die Pflichtverletzung strittig, so haben sie nachzuwei-
sen, dass sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Ge-
schäftsleiters eines Vereins angewandt haben.

(3) Die Ersatzpflicht gegenüber dem Verein tritt nicht ein, wenn die
Handlung auf einem gesetzmäßigen Beschluss der Mitgliederver-
sammlung beruht.

Vl.  Rechnungslegung

§ 26
Geschäftsjahr sowie Aufstellung des Vermögensstatus
und der Erfolgsrechnung

(1) Das Geschäftsjahr läuft vom 1.1. bis zum 31.12. Das erste Ge-
schäftsjahr läuft vom Tage der Eintragung des Vereins bis zum 31.12.

(2) Der Vorstand hat dafür zu sorgen, dass die Rechnungslegung und
die Betriebsorganisation die Erfüllung der Aufgaben des Vereins ge-
währleisten.

(3) Der Vorstand hat nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres einen
Vermögensstatus und eine Erfolgsrechnung aufzustellen. Diese müs-
sen den allgemeinen Ordnungsgrundsätzen entsprechen.

(4) Zusammen mit dem Vermögensstatus und der Erfolgsrechnung hat
der Vorstand einen Jahresbericht aufzustellen.  Im Jahresbericht ist der
Geschäftsverlauf darzustellen und zu erläutern.


